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§ 1 Eröffnung der Landsgemeinde

Die Landsgemeinde wird durch den Landammann eröffnet. Die stimmberechtigten Männer und Frauen
werden hierauf den Eid zum Vaterland schwören.

§ 2 Wahlen

Die Landsgemeinde hat für eine neue Amtsdauer von zwei Jahren den Landammann und den Landesstatt-
halter zu wählen und zwar aus dem Kreis der an der Urne gewählten Mitglieder des Regierungsrates.

Ferner hat die Landsgemeinde für eine Amtsdauer von vier Jahren zu wählen:
a. den Obergerichtspräsidenten oder die Obergerichtspräsidentin und sechs Mitglieder des Obergerichts;
b. den Verwaltungsgerichtspräsidenten und acht Mitglieder des Verwaltungsgerichts;
c. die beiden Kantonsgerichtspräsidenten und vier Mitglieder der Strafkammer sowie acht Mitglieder der

Zivilkammern des Kantonsgerichts;
d. den Staatsanwalt;
e. die beiden Verhörrichter.

Zu den Wahlen in die Gerichte ist zu bemerken, dass auf das Ende der Amtsdauer Johanna Schneiter-Britt,
Ennenda, als Präsidentin des Obergerichts, Marcel Kistler, Glarus, als Mitglied des Verwaltungsgerichts, und
Jakob Freitag, Engi, sowie Elisabeth Leuzinger-Grimm, Glarus, als Mitglieder der Strafkammer des Kantons-
gerichts, ihren Rücktritt erklärt haben.

Die Landsgemeinde hat somit die entsprechenden Ersatzwahlen vorzunehmen.

Nach erfolgter Wahl findet die Vereidigung der Gewählten statt; ebenso werden die an der Urne gewählten
Mitglieder des Regierungsrates vereidigt.

§ 3 Festsetzung des Steuerfusses für das Jahr 2006

Der Voranschlag für das laufende Jahr sieht in der Laufenden Rechnung einen Ertragsüberschuss von knapp
231000 Franken und die Investitionsrechnung eine Zunahme der Nettoinvestitionen von 18,4 Millionen
Franken vor. Unter Berücksichtigung von Abschreibungen von lediglich 5,9 Millionen Franken und von
Entnahmen aus Spezialfinanzierungen von 2,5 Millionen Franken ergibt sich im Voranschlag 2006 ein Finan-
zierungsfehlbetrag von rund 14,8 Millionen Franken. Dieses Resultat berücksichtigt die Ergebnisse der
wiederum getroffenen Sparmassnahmen.

Die Landsgemeinde des vergangenen Jahres wandelte den Bausteuerzuschlag (4%) in einen bis Ende 2007
befristeten Sanierungszuschlag um. – Somit hat die Landsgemeinde 2006 darüber nicht mehr zu befinden.

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, gestützt auf Artikel 2 Absatz 2 des Steuergesetzes, den Steuer-
fuss für das Jahr 2006 auf 95 Prozent der einfachen Steuer festzusetzen.

§ 4 Antrag betreffend Beschränkung der Gehälter der Regierungsmitglieder

Die Vorlage im Überblick

Ein Memorialsantrag fordert mit Blick auf die finanzielle Situation des Kantons und die getroffenen
Sparmassnahmen die Gehälter der Regierungsmitglieder auf 170 000 Franken zu beschränken.

Im Zusammenhang mit dem Wechsel von sieben Mitgliedern im Hauptamt (80%) auf fünf im Vollamt
(100%) setzte der Landrat das Gehalt der Regierungsmitglieder auf 190 615 Franken fest. Dieser Betrag
ergibt sich aus der Erhöhung des Beschäftigungsumfangs. Da der Regierungsrat ebenfalls einen
Sparbeitrag zu leisten hat, beträgt seine Besoldung ab Landsgemeinde 2006 bis Ende 2007 jedoch
184 656 Franken. Die Lohnsumme der Kantonsregierung beträgt bei sieben Mitgliedern im Hauptamt
1 067 414 Franken, unter Berücksichtigung des Sparopfers 1 034 074 Franken. Bei fünf Mitgliedern im
Vollamt wird sie 953 075 Franken (unter Berücksichtigung Sparopfer 923 281 Fr.), also 12 Prozent weniger,
betragen.

Der Landrat beantragt den Memorialsantrag aus grundsätzlichen Überlegungen zur Ablehnung. Gemäss
Artikel 91 Buchstabe f Kantonsverfassung obliegt es dem Landrat, die Gehälter für Behördenmitglieder,
Staatsangestellte und Lehrpersonen festzulegen. 



Die Diskussion über den gerechten Lohn setzt fundiertes Auseinandersetzen mit Vergleichen und
Analysen der Marktsituation voraus, wofür der Landrat das geeignetere Gremium ist als die Lands-
gemeinde. In allen Kantonen, die für die Vergleiche berücksichtigt wurden, regeln die Parlamente zumeist
abschliessend die Besoldungen der Regierungsmitglieder und nicht die Kantonsverfassung. 

Für die Festsetzung des Lohnes gibt es objektive Kriterien wie Zeitaufwand, Komplexität der Aufgaben,
ausgeübter Druck, Schwierigkeit der Führungsaufgaben. Auch das Risiko einer Nicht-Wiederwahl mit
entsprechenden finanziellen Konsequenzen (kein Ruhegehalt, nur Besoldungsnachgenuss von sechs
Monaten) ist real. 

Die Lohnsumme für Regierungsräte liegt in anderen Kantonen zum Teil beträchtlich über derjenigen des
Kantons Glarus. Ein einziger Kanton mit fünf vollamtlichen Regierungsräten kennt mit 185 000 Franken
einen geringeren Lohn. Der im Antrag angestellte Vergleich mit Schwyz ist zu präzisieren. Schwyz kennt
zwar mit 174 355 Franken einen tieferen Lohn, die Lohnsumme für die sieben nicht vollamtlichen Regie-
rungsmitglieder liegt mit 1 220 485 Franken aber um 267 410 Franken höher als beim Glarner Fünfer-
Modell. Ein Vergleich mit Löhnen von Geschäftsleitungsmitgliedern grösserer Glarner Industriefirmen
(ohne Banken und Versicherungen) ergab einen Lohndurchschnitt von etwa 210 000 Franken. 

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, den Memorialsantrag eines Bürgers betreffend der 
Beschränkung der Gehälter der Regierungsmitglieder abzulehnen.

1. Ausgangslage

Mit Memorialsantrag vom 16. Mai 2005 verlangt ein Bürger die Gehälter der Regierungsräte und der kanto-
nalen Angestellten in der Kantonsverfassung zu beschränken, und zwar mit folgendem Wortlaut:

«Ein vollamtlicher Regierungsrat soll ab Mai 2006 hundertsiebzigtausend erhalten. Anderen Kantonsangestellten
darf das Gehalt hundertfünfzigtausend nicht übersteigen. Sollten sie keine Zustimmung finden, steht es Ihnen sehr
schlecht an weitere Sparmassnahmen zu verteilen.»

Zur Begründung führte er an:

«Es kann nicht sein, dass man den einen dicke Butterbrote streicht und den anderen Sparmassnahmen oder leeres
Brot verteilt. Viele Glarner Familien müssen mit einem Jahresgehalt von fünfzig- bis sechzigtausend Franken
auskommen; das Dreifache ist für einen Regierungsrat mehr als genug. Der Kanton Schwyz steht viel besser bei
Kasse als Glarus; ein vollamtlicher Schwyzer Regierungsrat hat hundertsiebzigtausend Franken.»

Weiter führte er in der Einleitung an, dass es mit dem Kanton Glarus finanziell nicht mehr zum Besten bestellt
und eine Besserung nicht in Sicht sei; die Schulden wüchsen, die Einnahmen sänken; ob dies die Zukunft
sei. Der Regierungsrat verteile dem Glarnervolk seit zwei Jahren Sparmassnahmen. Dies habe dazu veran-
lasst, gegen die vom Landrat Anfang 2005 beschlossene schrittweise Lohnerhöhung für einen vollamtlichen
Regierungsrat auf 190 000 Franken einen Memorialsantrag zu stellen. 

An der Sitzung vom 28. September 2005 befand der Landrat den Memorialsantrag als rechtlich zulässig.
Erheblich erklärte er lediglich jenen Teil, welcher das Gehalt der Regierungsräte betrifft; der die Besoldung
der Kantonsangestellten betreffende Teil (siehe unerheblich erklärte Memorialsanträge) erreichte hingegen
die zur Erheblicherklärung nötige Stimmenzahl nicht, sodass nur das Gehalt der Regierungsmitglieder zur
Diskussion steht. 

2. Überlegungen grundsätzlicher Art

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, den Memorialsantrag abzulehnen. Er begründet dies mit
grundsätzlichen Überlegungen und mit dem Ergebnis von Vergleichen mit Löhnen in anderen Kantonen und
solchen von Geschäftsleitungsmitgliedern glarnerischer Industriebetriebe (ohne Banken und Versiche-
rungen). 

Artikel 91 Buchstabe f Kantonsverfassung delegiert die Festsetzung von Gehältern für Behördenmitglieder,
Staatsangestellte und Lehrpersonen an den Landrat. Diese Kompetenzverlagerung von der Landsgemeinde
an den Landrat wurde anfangs der 1970er-Jahre vorgenommen. Anlässlich der Totalrevision der Kantons-
verfassung blieb diese Abgrenzung zwischen Landrat und Landsgemeinde unbestritten, die sich nun in den
vergangenen über dreissig Jahren bewährte. Der Landrat vertritt die Auffassung, die eindeutige Kompe-
tenzregelung schütze auch die Landsgemeinde. Sie verhindert, dass mit emotionalen Voten Behördenmit-
glieder, Verwaltungs- und Spitalangestellte sowie Lehrpersonen in ihrer Persönlichkeit ungerechtfertigt
verletzt werden könnten, wie dies früher vorkam (vgl. Memorial 1971). Löhne und Lohnsysteme werden in der
Schweiz vertraulich behandelt, und es sollte auch für die erwähnten Personengruppen das recht und billig
sein, was die Stimmberechtigten für sich selber in Anspruch nehmen. 
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Die Diskussion über den gerechten Lohn verlangt fundiertes Auseinandersetzen, Vergleichen und Analy-
sieren, wofür der Landrat das geeignetere Gremium ist als die Landsgemeinde. In sämtlichen zehn
Vergleichskantonen (Ost- und Innerschweizer Kantone ohne Zürich) sind denn auch die Besoldungen der
Regierungsmitglieder nicht in der Kantonsverfassung festgelegt, sondern die Parlamente legen die Gehälter
von Behördenmitgliedern, Staatsangestellten und der Lehrerschaft abschliessend fest; vereinzelt unterliegen
diese Beschlüsse einem Referendum. 

Betreffend des «richtigen» Lohns für ein Regierungsmitglied bestehen unterschiedliche Auffassungen. Es
gibt aber messbare Kriterien: hohen Zeitaufwand (woraus sich ein relativ bescheidener Stundenansatz
ergibt), stark fordernde Komplexität der Aufgaben, von vielen Seiten ausgeübter, nicht immer einfach auszu-
haltender Druck, hohe Erfolgsverantwortung gegenüber Politik und Gesellschaft sowie teils schwierige
Führungsaufgaben. Auch die Gefahr einer Nicht-Wiederwahl und des finanziellen Risikos bei ungeplantem
Austritt ist nicht zu übersehen. Wie real dies ist, zeigten die Regierungsratswahlen 2006. 

Aus gesetzgebungstechnischer Sicht sollen in der Verfassung oder in Gesetzen keine Zahlen oder Beträge
festgelegt werden. Diesbezüglich widerspricht der Vorstoss den aktuellen Bemühungen, die Rechtsetzung
zu verwesentlichen und lediglich die grundlegenden und wichtigen Fragen in formellen Gesetzen zu
verankern. Sollte eine Maximalbesoldung von 170 000 Franken in der Kantonsverfassung festgeschrieben
werden, wäre zumindest die Frage einer Indexierung zu klären. Ob und wie die Gehälter der Gerichtsprä-
sidien und der übrigen Behördenmitglieder zur Harmonisierung des Entschädigungsgefüges anzupassen
wären, müsste ebenfalls geprüft werden.

3. Gehälter der Regierungsmitglieder der Kantone der Ost- und Zentralschweiz 

Die Gehälter der Regierungsmitglieder der beiden Appenzell sind aufgrund des nicht klar definierten
Beschäftigungsumfanges nicht berücksichtigt.

3.1. Gehälter der Regierungsmitglieder des Kantons Glarus

Mit dem Wechsel von sieben Regierungsmitgliedern im Hauptamt (80%) auf fünf im Vollamt (100%) wurde
das Gehalt auf 190 615 Franken festgesetzt. Dieser Betrag ergibt sich bei einem Indexstand von 107,5 Prozent
einzig aufgrund der Erhöhung des Beschäftigungsumfangs von 80 auf 100 Prozent.

Die Lohnsumme der Kantonsregierung beträgt bei sieben Mitgliedern im Hauptamt 1 067 414 Franken, unter
Berücksichtigung des Sparopfers 1 034 074 Franken. Künftig wird die Lohnsumme bei fünf Mitgliedern im
Vollamt 953 075 Franken (unter Berücksichtigung des Sparopfers 923 281 Fr.) betragen, also 12 Prozent tiefer
liegen.  

3.2. Gehälter der Regierungsmitglieder der Kantone Graubünden, Luzern, Obwalden, Schaffhausen und
Thurgau 

Das Durchschnittsgehalt der jeweils fünf vollamtlich tätigen Mitglieder beträgt 229 145 Franken. Somit liegt
die Lohnsumme bei 1 145 725 Franken und um 192 650 Franken über der für die Glarner Regierung vorgese-
henen. – Einzig im Kanton Obwalden kommt das Regieren den Staat (ohne Berücksichtigung des Sparopfers)
um 28 700 Franken günstiger zu stehen als künftig im Kanton Glarus.

3.3. Gehälter der Regierungsmitglieder der Kantone St. Gallen und Zug

Das Durchschnittsgehalt der je sieben vollamtlich tätigen Mitglieder beträgt 240 925 Franken. Somit liegt 
die Lohnsumme von 1 686 475 Franken um 733 400 Franken über der künftigen Lohnsumme der Glarner
Regierung. 

3.4. Gehälter der Regierungsmitglieder der Kantone Nidwalden und Uri

Das Durchschnittsgehalt der je sieben hauptamtlich tätigen Mitglieder läge vom Hauptamt (80%) aufs
Vollamt (100%) hochgerechnet bei 193 657 Franken. Die Lohnsumme beträgt im Hauptamt 1084 479 Franken,
was den für die Glarner Regierung vorgesehenen Betrag um 131 404 Franken übersteigt. 

3.5. Gehälter der Regierungsmitglieder des Kantons Schwyz 

Der Memorialsantrag erwähnt die Regierungsratsgehälter des Kantons Schwyz. Das Durchschnittsgehalt der
sieben nicht im Vollamt tätigen Mitglieder beträgt 174 355 Franken und die Lohnsumme 1220 485 Franken:
267 410 Franken höher als die künftige Lohnsumme der Glarner Regierung. 

Die Situation von Schwyz ist nur bedingt vergleichbar. Eine vorgesehene Anpassung der Regierungsgehälter
wurde mittels Referendum zu Fall gebracht. Erklärtes Ziel der Initianten war primär eine Verkleinerung des
Regierungsrates, wobei zugestanden wurde, dass bei einer allfälligen Reduktion die Höhe des Gehalts
wieder zu diskutieren wäre. Überdies ist im Kanton Schwyz – wie in den beiden Appenzell – der Beschäfti-
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gungsumfang der Regierungsmitglieder nicht klar definiert; und auch die Nebenbeschäftigungen sind nicht
näher geregelt.

4. Vergleich mit Gehältern von Geschäftsleitungsmitgliedern in Glarner Industriebetrieben 

Die Gehälter inklusive Boni der Geschäftsleitungsmitglieder ändern aufgrund der Geschäftsergebnisse von
Jahr zu Jahr. Eine Gehaltserhebung hat einen Durchschnittswert von rund 210 000 Franken ergeben. In dieser
Zahl sind allfällige Vergünstigungen (so genannte Fringe Benefits) nicht berücksichtigt. Das Durchschnitts-
gehalt eines Geschäftsleitungsmitglieds liegt somit deutlich höher als das künftige Regierungsratsgehalt.

5. Beratung der Vorlage im Landrat

Die landrätliche Kommission unter dem Vorsitz von Landrat Hans Rudolf Zopfi, Schwanden, welche für die
Verwaltungsorganisation 2006 zuständig ist, befasste sich mit dem Memorialsantrag. In ihrem Bericht an den
Landrat rekapitulierte sie die in dieser Sache getroffenen Entscheide des Landrates und der Landsgemeinde:
– 2001 erhöhte der Landrat per 1. Januar 2002 die Besoldungen der sieben hauptamtlichen Mitglieder des

Regierungsrates (Annahme: Pensum von 80%) von 142 960 auf 152 488 Franken. Damit wurde die Absicht
vollzogen, dass ein Regierungsmitglied umgerechnet auf ein Vollamt gleich viel verdienen soll wie Staats-
angestellte in der höchsten Gehaltsstufe oder vollamtliche Gerichtspräsidenten. 

– Die Landsgemeinde 2002 entschied sich für eine Regierungs- und Verwaltungsreform mit nur noch fünf
Departementen und fünf vollamtlichen Regierungsmitgliedern. 

– Ende 2002 wurde die finanziell schwierige Situation des Kantons immer augenfälliger; im Zuge von restrik-
tiven Sparmassnahmen auferlegte sich der Regierungsrat selber ebenfalls ein Sparopfer; ab 2003 betrug
der Lohn eines hauptamtlichen Regierungsrates noch 147 725 Franken. 

– Anfang 2005 erhöhte der Landrat im Rahmen des Projektes «Verwaltungsorganisation 2006» die Maximal-
besoldung für einen vollamtlichen Regierungsrat auf maximal 190 615 Franken, was der höchstmöglichen
Besoldung gemäss Besoldungsverordnung entsprach. Die Lohnkürzung während der Dauer der Spar-
massnahmen bis Ende der Finanzplanperiode 2007 wurde übernommen, sodass nach der Landsgemeinde
2006 ein vollamtlicher Regierungsrat ein Gehalt von 184 656 Franken erhält. 

– Ende 2005 wurden die Löhne der Gerichtspräsidien aufgrund von Vergleichen überprüft und angepasst.
Als Maximalgehalt wurde ein solches von 181950 Franken ab Landsgemeinde 2006 festgelegt. Damit
wurde der Grundsatz umgesetzt, dass Regierungsratsgehälter die Spitze der Lohnpyramide darstellen
sollten. 

Der Landrat befasste sich ebenfalls mit den Lohnvergleichen. Vorerst erachtete er es als wesentlich, dass
immer Vergleichbares Vergleichbarem gegenüber gestellt werden muss; so gehe es nicht an, Hauptamt und
Vollamt als gleichwertig zu betrachten, wie dies der Antragsteller tue. Ein einziger Kanton (OW) mit Vollamt
entlöhne den Regierungsrat geringer, nämlich mit 184 875 Franken. Dieser Lohn liege aber immer noch
deutlich höher als die vom Memorialsantragsteller beantragten 170 000 Franken. Im Besonderen verweisen
Kommission und Landrat auf die Vergleiche mit 38 Einzelgehältern von Geschäftsleitungsmitgliedern in
Glarner Industriebetrieben. Darin seien keine Gehälter der Bank- und Versicherungsbranche berücksichtigt,
sonst läge der Durchschnittswert noch höher als die ermittelten 210 000 Franken. Soll auch für diese Kreise
eine Wahl in den Regierungsrat erstrebenswert bleiben, was sicherlich erwünscht und notwendig sei, erweise
sich die Lohnfestsetzung durch den Landrat als richtig. 

Der Landrat hält schliesslich fest, er erachte sich als zuständige Instanz für die Gehälter der Regierungs-
mitglieder und er habe gestützt auf stellenbezogene Arbeitsplatzbewertungen und externe Faktoren wie
Arbeitsmarkt, Branche, Region und unterschiedliche Lebenshaltungskosten eine massvolle und verantwor-
tungsbewusste Lohnbestimmung vorgenommen. – Ein Landratsmitglied erachtete hingegen den gestellten
Memorialsantrag angesichts der Finanzsituation des Kantons als richtig.

Der Landrat beantragt mit grossem Mehr, den Memorialsantrag abzulehnen.

6. Antrag

Die Gehälter der Regierungsmitglieder sollen weiterhin vom Landrat festgelegt werden. – Deshalb beantragt
der Landrat der Landsgemeinde, den Memorialsantrag abzulehnen.
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